
 
 
 
 

Hinweis auf Beratungshilfe 
 
 
 
 
 
Da Sie in einer rechtlichen Angelegenheit, in der Sie unsere Beratung oder unsere 
Vertretung wünschen, möglicherweise die Voraussetzungen für die Erlangung von 
Beratungshilfe erfüllen, möchten wir Sie vor Übernahme des Mandates auf Nachfolgendes 
hinweisen.  
 
Durch schriftlichen oder mündlichen Antrag an das für Sie zuständige Amtsgericht können 
Sie gegebenenfalls Beratungshilfe erhalten. Beratungshilfe erhalten Bürgerinnen und Bürger 
mit geringem Einkommen, was in der Regel dann der Fall ist, wenn Hilfe zum 
Lebensunterhalt nach dem SGB XII bezogen oder lediglich geringes Einkommen erzielt wird.  
 
Wir möchten Sie daher darum bitten, bereits vor Beginn der Beratung durch uns selbst bei 
dem für Sie zuständigen Amtsgericht zu erfragen, ob Sie die Voraussetzung für die 
Erlangung von Beratungshilfe erfüllen. Neben den finanziellen Voraussetzungen ist dieses 
dann der Fall, wenn Ihnen keine andere Möglichkeit zu kostenlosen Beratung und/oder 
Vertretung in der von Ihnen gewünschten Angelegenheit zur Verfügung steht, Ihnen in 
derselben Angelegenheit bisher keine Beratungshilfe gewährt oder diese versagt wurde und 
kein gerichtliches Verfahren anhängig ist.  
 
Liegen die Voraussetzungen für die Gewährung von Beratungshilfe vor, stellt das 
Amtsgericht Ihnen einen entsprechenden Berechtigungsschein aus, den Sie bitte zu dem 
Beratungsgespräch bei uns mitbringen und uns vor Beginn der Beratung übergeben.  
 
Wir bitten um Verständnis dafür, dass wir in einer Angelegenheit, deren Kosten durch 
Beratungshilfe abgedeckt sein könnte, um vorherige Übergabe eines Berechtigungsscheines 
für Beratungshilfe bitten. 
 
In dem Fall der Gewährung von Beratungshilfe tragen Sie eine Selbstbeteiligung an den 
Beratungshilfekosten in Höhe von 15,00 EUR. 
 
Sollten Sie keine Beratungshilfe erhalten oder das Gericht diese binnen eines Jahres nach 
Gewährung aufheben, werden wir Ihnen gegenüber über die gesetzliche Vergütung 
abrechnen oder eine Honorarvereinbarung treffen.  
 


